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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Mal 1956 

11 — 31000 — 1390/56 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Abkommen über die Vor- 
rechte und Befreiungen der Sonderorganisa- 
tionen der Vereinten Nationen vom 21. No- 
vember 1947 und über die Gewährung von 
Vorrechten und Befreiungen an andere 
zwischenstaatliche Organisationen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister «des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 159. Sitzung am 18. Mai 1956 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates, weil durch 
dieses Gesetz ein mit Zustimmung des Bundesrates erlassenes 
Gesetz geändert werden soll. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Abkommen über die Vorrechte und Befreiungen 
der Sonderorganisationen der Vereinten Nationen vom 21. Novem- 
ber 1947 und über die Gewährung von Vorrechten und Befreiungen 
an andere zwischenstaatliche Organisationen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zum Abkommen über 
die Vorrechte und Befreiungen der Sonder- 
organisationen der Vereinten Nationen vom 

21. November 1947 und über die Gewäh- 
rung von Vorrechten und Befreiungen an an- 
dere zwischenstaatliche Organisationen vom 

22. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 639) wird 
wie folgt geändert: 

In Artikel 1 werden die Worte „jedoch mit 
Ausschluß von Artikel III § 7 Buchstabe b des 
Abkommens“ gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


Nach Artikel III § 7 Buchstabe b des Abkom^ 
mens über die Vorrechte und Befreiungen 
der Sonderorganisationen der Vereinten Na- 
tionen können die Sonderorganisationen, 
ohne finanziellen Überwachungsmaßnahmen, 
Anweisungen oder Stillhalteanordnungen 
unterworfen zu sein, ihre finanziellen Mittel, 
ihr Gold oder ihre Devisen von einem Land 
in ein anderes Land oder innerhalb eines Lan- 
des frei transferieren und alle in ihrem Be- 
sitz befindlichen Devisen in jede andere 
Währung Umtauschen. 

Mit Rücksicht auf die devisenwirtschaftliche 
Lage zur Zeit des Beitrittsgesetzes ist in dieses 
Gesetz ein Vorbehalt hinsichtlich des genann- 
ten Artikels III § 7 Buchstabe b aufgenom- 
men und dieser Vorbehalt auch bei Hinter- 
legung der Beitrittserklärung angemeldet 
worden. Nach Auffassung des Generalsekre- 
tärs der Vereinten Nationen ist der Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland wegen dieses 
Vorbehalts bis jetzt noch nicht wirksam ge- 


worden. Diese Auffassung hat er noch neuer- 
dings damit begründet, daß das Abkommen 
einen derartigen Vorbehalt nicht vorsehe 
und verschiedene Widersprüche gegen den 
Vorbehalt eingegangen seien. 

Es liegt im Interesse der Bundesrepublik, die 
Ungewißheit über die Wirksamkeit des Bei- 
tritts von sich aus zu beenden, zumal die der- 
zeitige devisenwirtschaftliche Lage die Auf- 
rechterhaltung des Vorbehalts nicht mehr er- 
forderlich macht. Für den Fall, daß sich diese 
Lage verschlechtern sollte, dürften die Behelfe 
des Artikels III § 8 des Abkommens ausrei- 
chen. Nach dieser Vorschrift haben die Son- 
derorganisationen bei der Ausübung der 
ihnen durch § 7 gewährten Rechte die Vor- 
stellungen, die von der Regierung eines be- 
teiligten Staates erhoben werden, insoweit zu 
berücksichtigen, als hierdurch die Belange der 
betreffenden Sonderorganisationen nicht be- 
eincrädicigt werden. 



